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Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird abgelehnt.

Kosten sind nicht zu erstatten.

Â 

GrÃ¼nde

I.

Der Antragsteller begehrt die Ã�bernahme zusÃ¤tzlicher Kosten fÃ¼r die
Beschaffung von FFP2-Masken als Leistung der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II).

Der 1974 geborene Antragsteller bezieht laufend Leistungen nach dem SGB II. Mit
Schreiben vom 14. Februar 2021 â�� beim Antragsgegner am 16. Februar 2021
eingegangen â�� beantragte er unter Hinweis auf einen Beschluss des
Sozialgerichts (SG) Karlsruhe â�� S 12 AS 213/21 ER â�� die Ã�bernahme der
Kosten fÃ¼r zusÃ¤tzliche FFP2-Masken. Dies lehnte der Antragsgegner fÃ¼r den

                               1 / 5

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2012%20AS%20213/21%20ER


 

Antragsteller und seinen Sohn mit Bescheid vom 18. Februar 2021 fÃ¼r die Zeit
vom 1. Februar 2021 bis zum 31. Mai 2021 ab. Ein besonderer Mehrbedarf sei nicht
erkennbar. Der Antragsteller erhalte â�� wie alle anderen EmpfÃ¤nger von SGB II-
Leistungen auch â�� einen Gutschein fÃ¼r zehn kostenlose FFP2-Masken von seiner
Krankenkasse erhalten. Der weitergehende Bedarf kÃ¶nne ohne weiteres aus dem
Regelbedarf gedeckt werden, zumal die Masken nach den Empfehlungen der
Fachhochschule MÃ¼nster bis zu fÃ¼nfmal wiederverwendet werden kÃ¶nnten.
Nach der Coronaschutzverordnung des Landes soll es auch nicht verpflichtend,
FFP2-Masken zu tragen; medizinische Masken seien ausreichend.

Den dagegen am 22. Februar 2021 erhobenen Widerspruch wies der Antragsgegner
mit Widerspruchsbescheid vom 24. Februar 2021 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Bereits am 23. Februar 2021 suchte der Antragsteller um einstweiligen
Rechtsschutz nach. Auf Nachfrage des Gerichts hat er erlÃ¤utert, dass er 14
FFP2-Masken wÃ¶chentlich benÃ¶tige, da sonst sein Grundrecht auf soziale
Teilhabe in unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�iger Weise beschrÃ¤nkt werde. Im Einzelnen
benÃ¶tige er zwei Masken fÃ¼r den StraÃ�enbahn- und Busverkehr, eine Maske
fÃ¼r den Supermarkt, zwei Masken fÃ¼r das Treppenhaus, eine Maske fÃ¼r
GesprÃ¤che mit Nachbarn, eine Maske fÃ¼r GesprÃ¤che mit Freunden und eine
Maske fÃ¼r GesprÃ¤che mit Verwandten. Die Masken seien nur zur einmaligen
Anwendung gedacht.

Der Antragsteller beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Antragsgegner im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, fÃ¼r ihn
die Kosten fÃ¼r weitere 14 Masken wÃ¶chentlich fÃ¼r die Zeit vom 14. Februar
2021 bis zum 31. Mai 2021 als Mehrbedarf nach Â§ 21 Abs. 6 SGB II zu
Ã¼bernehmen.

Der Antragsgegner beantragt,

den Antrag zurÃ¼ckzuweisen.

Der Antrag sei nicht eilbedÃ¼rftig. Da weder der Antragsteller noch seine Frau noch
der Sohn A. eine ErwerbstÃ¤tigkeit ausÃ¼bten und der Sohn B. die Schule nur im
Rahmen der aktuellen MÃ¶glichkeiten besuche, werde eine Maske lediglich zum
Einkaufen und gegebenenfalls fÃ¼r Arztbesuche benÃ¶tigt. Dieser Bedarf kÃ¶nne
aus den ausgehÃ¤ndigten Masken gedeckt werden, zumal eine Wiederverwendung
nicht ausgeschlossen sei.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakten und die in elektronischer Form vorgelegten VerwaltungsvorgÃ¤nge
des Antragsgegners verwiesen. Diese sind Gegenstand der Entscheidungsfindung
der Kammer gewesen.
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II.

Der zulÃ¤ssige Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz ist indes nicht begrÃ¼ndet.

Der Antrag ist â�� anders als die Bescheide des Antragsgegners â�� nur fÃ¼r den
Antragsteller erhoben worden. Aus der vorgelegten Antragsschrift ergibt sich nicht,
dass der Antrag auch fÃ¼r den Sohn des Antragstellers gestellt worden sein soll,
zumal der Antragsteller im Verwaltungsverfahren fÃ¼r diesen einen gesonderten
Antrag gestellt hat.

Nach Â§ 86 b Abs. 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann das Gericht der
Hauptsache auf Antrag eine einstweilige Anordnung zur Regelung eines
vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis treffen, wenn
eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint
(Regelungsanordnung). Voraussetzung fÃ¼r den Erlass einer Regelungsanordnung
ist stets, dass sowohl ein Anordnungsgrund (d. h. die EilbedÃ¼rftigkeit der
Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile) als auch ein Anordnungsanspruch
(d. h. die hinreichende Wahrscheinlichkeit eines in der Sache gegebenen
materiellen Leistungsanspruchs) glaubhaft gemacht werden (vgl. Â§ 86 b Abs. 2
Satz 4 SGG i. V. m. Â§ 920 Abs. 2 Zivilprozessordnung (ZPO)).

Dem Antragsteller ist es indes nicht gelungen, Anordnungsanspruch und
Anordnungsgrund glaubhaft zu machen. Das Vorliegen eines Anordnungsanspruchs
scheitert daran, dass der geltend gemachte Mehrbedarf nicht unabweisbar ist.

Nach Â§ 21 Abs. 6 Satz 1 SGB II wird ein Mehrbedarf anerkannt, soweit im Einzelfall
ein unabweisbarer, besonderer Bedarf besteht. Der Mehrbedarf ist nach Â§ 21 Abs.
6 Satz 2 SGB II unabweisbar, wenn er insbesondere nicht durch die Zuwendungen
Dritter sowie unter BerÃ¼cksichtigung von EinsparmÃ¶glichkeiten der
Leistungsberechtigten gedeckt ist und seiner HÃ¶he nach erheblich von einem
durchschnittlichen Bedarf abweicht. Daran fehlt es hier.

Zwar ergibt sich im Rahmen der Corona-Pandemie ein besonderer Bedarf fÃ¼r
Schutzmasken, der bei der Bemessung des Regelbedarfs nicht berÃ¼cksichtigt
worden ist. So ist nach Â§ 3 der NiedersÃ¤chsische Verordnung Ã¼ber
MaÃ�nahmen zur EindÃ¤mmung des Corona-Virus SARS-CoV-2 (Nds. Corona-VO)
vom 30.10.2020 (in der Fassung der Verordnung vom 12.02.2021 -Nds. GVBl. S.
55-) in vielen Bereichen in der Ã�ffentlichkeit das Tragen einer Mund-Nasen-
Bedeckung vorgeschrieben. FÃ¼r weitere Bereiche ist nach Â§ 3 Satz 3 Nds. Corona-
VO das Tragen einer medizinischen Maske vorgeschrieben; eine Definition des
Begriffs der medizinischen Maske enthÃ¤lt die Verordnung indes nicht. Eine
ausdrÃ¼ckliche Verpflichtung zum Tragen von FFP2-Masken besteht nur fÃ¼r die
BeschÃ¤ftigten von Pflegeheimen oder Ã¤hnlichen Einrichtungen fÃ¼r behinderte
Menschen (Â§ 14 Abs. 2 Satz 6 Nds. Corona-VO). Allerdings ordnen
Privatunternehmen vielfach das Tragen von FFP2-Masken in ihren GeschÃ¤ften oder
Einrichtungen an. Zudem muss sich der Antragsteller nicht auf einen im Vergleich
zu Nichtleistungsbeziehern geringeren Schutz verweisen lassen. Ein
grundsÃ¤tzlicher Bedarf fÃ¼r FFP2-Masken kann damit anerkannt werden.
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Unklar ist allerdings der Umfang des Bedarfs. Insofern erscheinen die Vorstellungen
des Antragstellers als weit Ã¼bersetzt. Zwar ist zutreffend, dass es sich bei den
begehrten FFP2-Masken um Einweg-Masken handelt; dass schlieÃ�t aber eine
kurzzeitige Unterbrechung des Tragens nicht aus. Das Robert Koch-Institut geht von
einer maximalen Tragedauer von 75 Minuten aus
(https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/NCOV2019/gesamt.html). In diesem
Zeitrahmen lassen sich die normalen EinkÃ¤ufe des tÃ¤glichen Lebens
einschlieÃ�lich der Wegstrecken in Treppenhaus und Ã¶ffentlichem
Personennahverkehr erledigen. Hinzu kommt, dass bei einer vierkÃ¶pfigen
Bedarfsgemeinschaft nicht jeder jeden Tag fÃ¼r 75 Minuten einkaufen gehen muss.
Soweit der Antragsteller weitere Masken fÃ¼r GesprÃ¤che mit Nachbarn, Freunden
und Verwandten begehrt, so sind auch diese persÃ¶nlichen Kontakte nach Â§ 1 Satz
1 Nds. Corona-VO nach MÃ¶glichkeit zu vermeiden.

Hinzu kommt, dass nach den Empfehlungen der FH MÃ¼nster (MÃ¶glichkeiten und
Grenzen der eigenverantwortlichen Wiederverwendung von FFP2-Masken fÃ¼r den
Privatgebrauch im Rahmen einer epidemischen Lage, im Internet unter: https://www
.fh-muenster.de/gesundheit/images/forschung/ffp2/01_ffp2_info11012021_doppelsei
ten.pdf), auf die auch der Antragsgegner hingewiesen hat, eine bis zu fÃ¼nfmalige
Wiederverwendung der Masken mÃ¶glich ist, wenn diese nach Benutzung fÃ¼r eine
Woche an der frischen Luft getrocknet werden. Unter BerÃ¼cksichtigung dieses
Modells werden fÃ¼r 35 Tage sieben Masken benÃ¶tigt. Zehn FFP2-Masken sind
dem Antragsteller bereits durch seine Krankenkasse zur VerfÃ¼gung gestellt
worden.

DarÃ¼ber hinaus erfolgt voraussichtlich Ende April 2021 die Auszahlung einer 150
â�¬-Soforthilfe fÃ¼r die Bezieher von Grundsicherungsleistungen nach Â§ 70 SGB II
in der Fassung des Gesetzes zur Regelung einer Einmalzahlung der
Grundsicherungssysteme an erwachsene Leistungsberechtigte und zur
VerlÃ¤ngerung des erleichterten Zugangs zu sozialer Sicherung und zur Ã�nderung
des Sozialdienstleister-Einsatzgesetzes aus Anlass der COVID-19-Pandemie â��
Sozialschutz-Paket III â�� (Bundestagsdrucksache 19/26542, Beschluss am
26.2.2021; Bundesratsdrucksache 187/21, Beschluss des Bundesrats am 5.3.2021).
Durch diese sollen die mit der COVID-19-Pandemie in Zusammenhang stehenden
Mehraufwendungen fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis zum 30. Juni 2021
ausgeglichen werden; sie ist aber umgekehrt vorrangig fÃ¼r pandemiebedingte
Mehrbedarfe zu verwenden. Zwar steht dieser Betrag aktuell noch nicht zur
VerfÃ¼gung; dem Antragsteller ist es aber zuzumuten, die Zeit bis Ende April durch
anderweitige Umschichtungen zu Ã¼berbrÃ¼cken.

Das muss umso mehr gelten, als derzeit im Handel FFP2-Masken zu einem Preis von
maximal 15 â�¬ fÃ¼r 20 StÃ¼ck erhÃ¤ltlich sind (10,00 â�¬ zuzÃ¼glich 4,90 â�¬
Versandkosten, https://www.amazon.de/EUROPAPA-Atemschutzmaske-einzelverpac
kt-Mundschutzmaske-10xSchaumstoff-Dichtlippe/dp/B08P5JWDLG/ref=sr_1_1?__mk_
de_DE=%C3%85M%C3%85%C5%BD%C3%95%C3%91&dchild=1&keywords=ffp2&
qid=1615303648&sr=8-1, abgerufen am 9.3.2021). Nach den obigen
AusfÃ¼hrungen reicht diese Menge von insgesamt 30 Masken aus, um die Zeit von
Antragstellung am 14. Februar 2021 bis zum 30. April 2021 (76 Tage) bei einer

                               4 / 5

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/70.html
https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/Bundestagsdrucksache%2019/26542
https://dejure.org/Drucksachen/Bundesrat/Bundesratsdrucksache%20187/21


 

Reserve von 9 Masken zu Ã¼berbrÃ¼cken. Dem Antragsteller ist eine einmalige
Umschichtung von ca. 15 â�¬ mÃ¶glich und zuzumuten. Damit ist der vom
Antragsteller geltend gemachte Bedarf zugleich nicht mehr als unabweisbar im
Sinne des Â§ 21 Abs. 6 SGB II anzusehen.

Die Kammer folgt damit ausdrÃ¼cklich nicht den umfangreichen ErwÃ¤gungen des
SG Karlsruhe (Beschluss vom 11. Februar 2021Â â�� S 12 AS 213/21 ERÂ -, juris,
Rn. 91) zur Bedarfsermittlung, die an der LebensrealitÃ¤t vorbeigehen. Auch
jenseits der Gruppe der GrundsicherungsempfÃ¤nger wird nicht von einem
wÃ¶chentlichen bedarf von durchschnittlich 20 Masken ausgegangen, sondern
deutlich darunter. DafÃ¼r sprechen auch die ganz Ã¼berwiegenden
erstinstanzlichen Entscheidungen zu diesem Thema (so SG Karlsruhe, Beschluss
vom 01. MÃ¤rz 2021 â�� S 18 AS 469/21 ER -; SG Karlsruhe, Beschluss vom 01.
MÃ¤rz 2021 â�� S 4 AS 470/21 ER -; SG Mannheim, Beschluss vom 01. MÃ¤rz 2021
â�� S 5 AS 456/21 ER -; SG Mannheim, Beschluss vom 25. Februar 2021 â�� S 7 AS
301/21 ER -; SG LÃ¼neburg, Beschluss vom 10. Februar 2021 â�� S 23 AS 13/21 ER
-; SG MÃ¼nchen, Beschluss vom 10. Februar 2021 â�� S 37 AS 98/21 ER -, allesamt
zitiert nach juris).

Dem Antragsteller bleibt es jedoch unbenommen, einen weitergehenden Bedarf â��
etwa fÃ¼r regelmÃ¤Ã�ige Pflegeheimbesuche â�� glaubhaft zu machen. Das ist
jedoch bislang nicht der Fall.

Da bereits ein Anordnungsanspruch nicht vorliegt, kommt es auf das Vorliegen
eines Anordnungsgrundes nicht mehr an.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Die Beschwerde ist nach Â§Â§ 172, 144 SGG nicht zulÃ¤ssig, da der Berufungs- und
Beschwerdewert von mehr als 750 â�¬ nicht erreicht wird. 

Erstellt am: 10.02.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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